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Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) richtet einen dringenden Appell an die Bundesregierung (PM 13/2025 vom

26.9.2025) zur Unabhängigkeit der Steuerberatung aus Anlass des jüngst vorgelegten Referentenentwurfs zum Neunten

Steuerberatungsänderungsgesetz (9. StBÄndG). Die Delegierten der 112. Bundeskammerversammlung beschlossen am

23.9.2025 einstimmig die Resolution „Rechtsstaatliche Unabhängigkeit sichern – Umgehung des Fremdbesitzverbots been-

den“. Die BStBK fordert die Bundesregierung auf, die Umgehung des Fremdbesitzverbots durch ausländische Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaften im 9. StBÄndG klar und rechtssicher auszuschließen Es gelte die Unabhängigkeit, den Mandantenschutz

und die Funktionsfähigkeit der Steuerrechtspflege zu sichern. BStBK-Präsident Hartmut Schwab appellierte an die Bundesre-

gierung: „Die unabhängige Steuerberatung darf nicht zum Spielball von Private Equity werden. Wir wollen keine Monopol-

bildung in der Steuerberatung. Das widerspricht den Grundfesten des Freien Berufs. Unser Berufsstand ist so vielfältig wie

seine Mandanten und Mitarbeiter. So sind wir mit unseren über 100 000 Mitgliedern auch in ländlichen Regionen wichtige

Arbeitgeber. Wir fordern die Bundesregierung auf, die Umgehung des Fremdbesitzverbots eindeutig und rechtssicher aus-

zuschließen.“ Wörtlich heißt es: „Steuerberaterinnen und Steuerberater sind Organ der Steuerrechtspflege, wie auch die

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte Organ der Rechtspflege sind. Der Berufsstand steht für Unabhängigkeit, Verschwie-

genheit und Gewissenhaftigkeit. Er hat schon immer gezeigt, dass auf ihn auch in schweren Krisen (wie in der Corona-Pan-

demie) Verlass ist. Zudem ist er eine wichtige Stütze für den Mittelstand – das Rückgrat der deutschen Wirtschaft.“ Konkret

befürchtet die BStBK, dass durch den Investorenerwerb von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften mittelbar Einfluss auf die

deutschen steuerberatenden Berufsausübungs- bzw. Steuerberatungsgesellschaften genommen wird. Das Gesetzgebungs-

verfahren bleibt mit Spannung abzuwarten.

Entscheidungen
OVGNRW: Verzicht ZuwendungNRW-Sofort-

hilfe 2020

1. Der einseitige Verzicht auf durch Verwaltungs-

akt eingeräumte begünstigende Rechtspositio-

nen, über deren Bestand der Berechtigte verfü-

gen kann, kann zur Erledigung des Verwaltungs-

akts auf sonstige Weise führen.

2. Einem behördlichen Bescheid, der entspre-

chend einem wirksam erklärten Verzicht die Un-

wirksamkeit feststellt oder den (unwirksam ge-

wordenen) Verwaltungsakt aufhebt, kommt le-

diglich deklaratorische Bedeutung zu.

3. Ein zur Unwirksamkeit einer durch Verwal-

tungsakt eingeräumten Rechtsposition führen-

der Verzicht ist als einseitige, empfangsbedürfti-

ge Willenserklärung an keine besondere Erklä-

rungsform gebunden. Allerdings setzt ein sol-

cher Verzicht – unter Anlegung eines strengen

Maßstabs – eine eindeutige, unzweifelhafte und

unmissverständliche Erklärung gegenüber der

zuständigen Behörde voraus, eine Rechtspositi-

on aufgeben und insbesondere nicht mehr ge-

richtlich geltend machen zu wollen.

4. Wer sich dazu entschied, die ihm gewährte

NRW-Soforthilfe 2020 (einschließlich fiktivem

Unternehmerlohn) durch bewusste Abgabe der

im Rückmelde-Formular vorformulierten optio-

nalen Verzichtserklärung unwiderruflich nicht

in Anspruch zu nehmen, dem musste bewusst

sein, damit alle etwaigen rechtlichen Unklar-

heiten verbindlich auszuräumen, die Soforthilfe

vollständig zurückzahlen zu müssen und sich

eine spätere rechtliche Überprüfung der vom

Land NRW seinerzeit vorgesehenen Art der Be-

rechnung des Liquiditätsengpasses zu versper-

ren.

5. § 49a Abs. 1 VwVfG NRW ist aufgrund der-

selben Interessenlage zu den gesetzlich be-

nannten Fällen entsprechend anzuwenden,

wenn ein Verwaltungsakt, der eine Zuwen-

dung zunächst nur vorläufig bewilligt hat,

rückwirkend nicht nur ganz oder teilweise im

Wege der Schlussfestsetzung ersetzt wird, son-

dern schon vor einer Schlussfestsetzung durch

Verzicht vollständig auf sonstige Weise un-

wirksam wird.

OVG NRW, Urteil vom 16.5.2025 – 4 A 2929/24
(Amtliche Leitsätze)
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FG Düsseldorf: Keine sachliche Verflechtung

durch Vermietung von Dachflächen für

Zwecke der Stromerzeugung mittels Photo-

voltaikanlagen, wenn diesen bei einem Be-

triebsunternehmen mit verschiedenen Ge-

schäftsfeldern nur eine untergeordnete

Bedeutung zukommt

Der 5. Senat hatte darüber zu entscheiden, ob

die sog. erweiterte Kürzung gem. § 9 Nr. 1 S. 2

GewStG bei einer Grundstücksüberlassung an

ein Betriebsunternehmen mit verschiedenen Ge-

schäftsfeldern aufgrund einer Betriebsaufspal-

tung ausgeschlossen war.

Die Klägerin ist ein bestandsverwaltendes Woh-

nungsunternehmen. Sie war mittelbar an einer

Enkelgesellschaft beteiligt. Letztere war eine im

Wesentlichen konzerninterne Dienstleis-

tungsgesellschaft. Neben dieser Tätigkeit mie-

tete sie u. a. von der Klägerin Dachflächen an,

um hierauf Photovoltaikanlagen zu errichten

und zu betreiben. Die Klägerin begehrte in dem

Zusammenhang als Organträgerin die sog. er-

weiterte Grundstückskürzung.

Das beklagte FA versagte dies jedochmit demAr-

gument, dass eine Betriebsaufspaltung anzuneh-

men sei, da die Dachflächenüberlassung von we-

sentlicher Bedeutung für den Teilbereich der

Stromgewinnung mittels Photovoltaikanlagen

sei. Die sachliche Verflechtung sei entsprechend

für diesen Teilbereich des Unternehmens gege-

ben.

Das Gericht folgte dem in seinem Urteil vom

19.2.2025 (5 K 814/22 G,F) nicht und entschied,

dass nach Maßgabe der Rechtsprechungsgrund-

sätze des BFH, u. a. der sog. Filialrechtsprechung,

im Streitfall im Rahmen der anzustellenden Ge-

samtbildbetrachtung keine Betriebsaufspaltung

zwischen der Klägerin und der Enkelgesellschaft

vorliege. Den vermieteten Dachflächen komme

auch angesichts des geringen Anteils am Ge-

samtumsatz nur eine untergeordnete Bedeutung

zu. Der Senat ist, anders als das FG Sachsen-An-

halt (3 V 496/17), nicht der Auffassung, dass sich

die Filialrechtsprechung des BFH auf Unterneh-

men mit unterschiedlichen Geschäftsbereichen

übertragen lasse. Die Prämissen dieser Recht-

sprechung würden auf Betriebsgesellschaften,

die verschiedene Geschäftsbereiche unterhalten,

nicht unbedingt in vergleichbarer Weise zutref-

fen.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die

vom Senat zugelassene Revision ist beim BFH

unter dem Aktenzeichen III R 12/25 anhängig.

FG Düsseldorf, Urteil vom 19.2.2025 –

5 K 814/22, G,F
(Quelle: Newsletter vom Sept. 2025)

Hessisches FG: Grundsteuermessbetrag für

einen Golfplatz im Außenbereich

Wird ein im Außenbereich belegenes unbebau-

tes Grundstück als Golfplatz genutzt und dauert

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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